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betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach dem Stande vom 1. Januar 1912 S. 301. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- Bei dem Miniſterium für Handel 
gnädigſt geruht, und Gewerbe iſt der Schichtmeiſter Karl 


den Regierungsrat Schulze in Berlin 9 als Geheimer Regiſtrator angeſtellt 
vorden. 


zum Geheimen Regierungsrat und vor⸗ 
tragenden Rat im Miniſterium für 
Handel und Gewerbe und 

den bisherigen kommiſſariſchen Direktor der Dem Fachſchuldirektor Profeſſor Arno 
Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule in Koernig iſt die Stelle des Direktors der 
Bromberg Arno Koernig zum Fach- Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule in 
ſchuldirektor unter Beilegung des Bromberg übertragen worden. 
Charakters „Profeſſor“ 

zu ernennen. 


— —:f— . a 
III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
5 Betr. Begriff der „Mittleren Fahrt“. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 31. Mai 1912. 
u Der Herr Reichskanzler hat den Deutſchen Seefiſcherei⸗Verein auf eine Anfrage be⸗ 
8 en, daß die Fahrt nach Spitzbergen und der Bäreninſel als „Mittlere Fahrt“ im 
98 be 9 1d der Bekanntmachung vom 16. Juni 1903 (RGBl. S. 247) anzuſehen fei, 
eide Inſeln zu Europa gerechnet werden. 


Im Auftrage. 


IIb. 4 
ee gez. Dr. Göppert. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage: 
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Betr. Prüfungstermine für Seeſteuerleute und Schiffer auf großer Fahrt. 


Überficht über die im dritten Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden 
Termine für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
In Stettn 9 Juli, In Geeſtemunde . 20. Auguſt, 
„ Leer a Altona 2 
„ Apenrade 12 Flensburg 11. September, 
Barbe 2 Papenburg 26. . 
Pillan . . 5. September, 
Dimmel! 17 8 N 
„ Alignaæa 2 . 3 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. 


Meldungen zu einer Prüfung ſind zu richten an den Vorſitzenden der betreffenden 
Prüfungskommiſſion für Seeſchiffer. 


Betr. Prüfungstermine für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und Schiffsiugenienre. 


Uberſicht über die im 3. Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden Gee- 
dampfſchiffsmaſchiniſtenprüfungen ſowie Vor- und Hauptprüfungen zum 
Schiffsingenieur. 

Termine für die Prüfungen 
zum Seemaſchiniſten 


7 IV. Klaſſe: II. Klaſſe. 
In a 8 5 September, in Stettin . 12. Auguſt, 
„ Danzig - Danzig 9. September; 
- Geeftemünde. . 30. 5 5 3 
III. Klaſſe: I. Klaſſe. 
in Königsberg.. . 5. September, in Stettin 12. Auguſt, 
„ Dang ee - 0 „ Danzig 9. September, 
Geeſtemünde . 30. > i 
zum Schiffs ingenieur: 
Vorprüfung: Hauptprüfung: 
in Stettin . 22. Juan; in e 22. Juli. 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. Meldungen zu einer 
Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungskommiſſion zu richten. 


2. Eichweſen. 
Betr. Eichung von Mefgeräten in Molkereien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 28. Mai 1912. 


Zur Durchführung der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, betreffend Eichung 
von Meßgeräten in Molkereien vom 28. März 1912 (RG Bl. S. 218) erſuche ich Sie 
ergebenſt, nach beigefügtem Muſter ein Verzeichnis derjenigen Wagen anzulegen, die bis 
zum 31. März 1913 zur Annahme der Vollmilch in den Molkereien Ihres Bezirks auf⸗ 
geſtellt ſind. Die beteiligten Betriebe oder deren Fachvereinigungen werden dazu, wie ich 
in Übereinſtimmung mit dem Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
annehme, bereitwillig mitwirken. Soweit erforderlich, ſind die Ortspolizeibehörden um 
Auskunft zu erſuchen. 
Im Auftrage. 


IIa. 2192. Dr. Göppert. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 
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Anlage. 


n der Molkerei — ee er EEE? 
9 a (Firma) (Ort) 


ſind bis zum 31. März 1913 folgende Wagen zur Annahme der Vollmilch im Betrieb 
aufgeſtellt: 


Stück⸗ Wagen⸗ Geeicht 8 5 
1 N 8 em 
zahl Fabrikant] Stempel en er kungen 
a) Brückenwagen ohne Milchbehälter 
. mit Milchbehälter . 
b) . mit Laufgewichts⸗ 
einrichtung und Milchbehälter . 
c) Zeigerwagen mit Milchbehälter | 
| 
An (Ort) ur (Datum) 
Lunterſchrif zz: 


rn a Fr — — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Ausbildungskurſe anf elektrotechniſchem Gebiete. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 23. Mai 1912, 

Unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 23. Januar d. 38. (IV. 566) überſende ich Ihnen 
Abſchrift eines vom Landesgewerbeamt erſtatteten Gutachtens, deſſen Ausführungen ich 
mich anſchließe. Ich erſuche Sie, dieſes Gutachten den Ihnen unterſtellten Handwerks⸗ 
kammern mitzuteilen und ſie zu veranlaſſen, daß ſie vor der Veranſtaltung von Aus⸗ 
bildungskurſen in der Elektroinſtallation unter Vorlegung der erforderlichen Unterlagen 
meine Genehmigung einholen. 

In Vertretung. 

IV. 4970. Schreiber. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Der Zweck der Umfrage vom 23. Januar 1912 iſt von den Berichterſtattern 
vielfach mißverſtanden worden. Während ſich die Beſchwerden des Verbandes Deutſcher 
Juſtallationsfirmen gegen die Ausbildung von nicht dem Inſtallationshandwerke 
angebörigen Handwerkern durch kurzfriſtige Kurſe wenden, ift vielfach über ſolche Kurſe 
99 J worden, welche zur Fortbildung von der Elektrotechnik angehörigen Fachleuten 
5 ei lange in verſchiedener Form, mit verſchiedener Zeitdauer und mit verſchiedenen Zielen 
letzt 5 Reihe von Orten abgehalten worden ſind. Fachliche Fortbildungskurſe der 
Bebi Art werden in ihrer Zeitdauer und Form ſich immer nach dem örtlichen 
nachdenn df hen müſſen und es iſt nicht möglich, hierüber Vorſchriften aufzuftellen. Je 
oder ent dieſe Kurſe die Einführung in die theoretiſchen Grundbegriffe der Elektrizitätslehre, 
technit, de Unterweiſung in einzelnen Teilgebieten der Elektrotechnik, der Schwachſtrom⸗ 
Abhall er Starkſtromkechnik, der Blitzableiteranlage uſw. lehren ſollen; je nachdem für die 
unterifarn der Kurſe zuſammenhängender Tages-, Halbtags⸗ oder nur ſtundenweiſer Abend- 
der Teil gewählt werden kann; je nachdem die betreffenden Gebiete nach der Vorbildung 

ilnehmer mehr oder weniger eingehend behandelt werden ſollen, wird die Dauer 


Antage. 


gelangt 


8. 50. 
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ſolcher Kurſe verſchieden ſein können. Auch kurzfriſtige Kurſe können hierbei, insbeſondere 
wenn ſie ſich auf ein beſtimmtes Einzelgebiet der Elektrotechnik verlegen, von Nutzen für 
die Teilnehmer ſein. 

Die von dem Verbande Deutſcher Inſtallationsfirmen beanſtandeten Kurſe waren 
dazu beſtimmt, einem vorübergehenden ſtarken, durch die Anlage von lberlandzentralen 
hervorgerufenen Bedürfnis nach Perſonen abzuhelfen, die mit der Montage elektriſcher 
Leitungen und Anlagen vertraut waren, wobei in erſter Linie an ländliche Handwerker, 
wie Schloſſer, Schmiede, Klempner, Stellmacher uſw. gedacht wurde. Die nicht befriedigenden 
Erfolge eines ſolchen, auf Veranlaſſung der Handwerkskammer zu Düſſeldorf an den Ver⸗ 
einigten Königlichen Maſchinenbauſchulen zu Cöln abgehaltenen dreiwöchigen Kurſus laſſen 
erkennen, daß die Ausbildung von Nichtfachleuten für die Elektrotechnik in Kurſen von 
kurzer Dauer größere Schwierigkeiten bietet, als zuerſt vermutet wurde. Selbſt bei längerer 
Kurſusdauer iſt der Gedanke nicht abzuweiſen, daß eine derartige Schnellvorbereitung von 
Nichtfachleuten ſich wenig für ein Gewerbe eignet, zu deſſen Ausübung nicht geringe 
Einſicht, Sorgfalt und Zuverläſſigkeit neben einem gewiſſen Maß exakter theoretiſcher Kennt⸗ 
niſſe und praktiſcher Geſchicklichkeit erfordert werden und an deſſen Solidität und Sach⸗ 
verſtändigkeit die öffentliche Wohlfahrt erheblich beteiligt iſt. Der Verſuch, Handwerker 
verſchiedener Art durch derartige Kurſe in das Elektroinſtallateurfach überzuführen, wider⸗ 
ſpricht den ſonſt im Handwerk anerkannten Grundſätzen einer tüchtigen fachlichen Ausbildung 
durch die Meiſterlehre und den gegen das Pfuſchertum gerichteten Beſtrebungen des organi⸗ 
ſierten Handwerks. Es iſt zum mindeſten unerwünſcht, ein ſo ſchwieriges Fach wie die 
Elektrotechnik auf Grund einer derartigen ungeregelten Ausbildung durch andere Hand- 
werker aufnehmen zu laſſen. 

Wir möchten daher grundſätzlich einer derartigen ungeregelten Ausbildung entgegen⸗ 
treten und nur in Ausnahmefällen bei einem plötzlich hervortretenden, auf andere Weiſe 
nicht zu befriedigenden Bedürfnis zulaſſen, daß Handwerker, die noch nicht im Elektrizitäts⸗ 
fache praktiſch tätig waren, auf dieſem Wege in dasſelbe gelangen. 

Es iſt allerdings zu berückſichtigen, daß die handwerkliche Elektrotechnik, als junges 
Fach, ihre Arbeitskräfte zurzeit noch nicht durchweg ſelbſt heranbildet, ſondern ſie zum Teil 
aus verwandten Metallgewerben, insbeſondere der Schloſſerei und Klempnerei bezieht. 
Jedoch vollzieht ſich, nachdem ſich fachliche Vereinigungen der Elektroinſtallateure gebildet 
haben, Geſellen⸗ und Meiſterprüfungsordnungen für dieſes Handwerk erlaſſen ſind, hierin 
von Tag zu Tag ein bemerkbarer Umſchwung. Dieſe Entwicklung durch die oben gekenn⸗ 
zeichnete unregelmäßige Ausbildungsweiſe ſtören zu laſſen, liegt kein Anlaß vor. Dies 
1 eh in dem Falle zu, wenn die Elektroinſtallation als Nebengewerbe betrieben 
werden ſoll. 

In allen Fällen, in denen derartige Aus bildungskurſe in der Elektroinſtallation 
eingerichtet werden ſollen, iſt daher eingehend über die Bedürfnisfrage, den Lehrplan, die 
Lehrkräfte und die Dauer des Kurſus zu berichten und die Genehmigung der Zentralinſtanz 
einzuholen. Zu ſolchen Kurſen dürfen nur ſelbſtändige Meiſter oder Handwerker, welche 
die Geſellenprüfung abgelegt und das 24. Lebensjahr zurückgelegt haben, zugelaſſen werden. 
In der Regel ſollen dieſelben dem Schloſſer⸗ oder Klempnerhandwerk angehören. In 
Ausnahmefällen können auch Schmiede zugelaſſen werden. 

Hierbei wird auf die von dem geſchäftsführenden Ausſchuß des Deutſchen Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertags auf ſeiner Sitzung in München am 9. Februar 1912 in gleicher 
Sache aufgeſtellten Leikſätze (Deutſches Handwerksblatt 1912 S. 69) hingewieſen. 

Auf Weiterbildungs- oder Fortbildungskurſe für Fachangehörige des Eleftro- 
technikerhandwerks beziehen ſich die vorſtehenden Vorſchläge nicht. 

Berlin, den 18. Mai 1912. 


III. 397. Das Landesgewerbeamt. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Überſicht über kommunale Arbeitsnachweiſeſtellen. 
Berlin W. 9, den 14. Mai 1912. 
Anbei überſenden wir Ihnen eine Überſicht über die in Preußen vorhandenen kommunalen 
oder mit kommunaler Unterſtützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach 
dem Stande vom 1. Januar 1912 für die dortigen Akten. 


er 

. . . Abdrücke der Überficht liegen zur Verteilung an die Nachweiſeſtellen Ihres 
Bezirks bei. 

Weitere Abdrücke können gegen Erſtattung der Koſten von Carl Heymanns Verlag 
hier W. 8, Mauerſtraße 43/44, bezogen werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neumann. Dr. Freund. 


III. 8408 M. f. H. — Ile. 1246 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des Krankenverſiche— 
rungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe der Tabakarbeiter Berlins (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe für Bandwirker der Bürgermeiſterei Wermelskirchen 

E. H.), 
85 rant und Sterbekaſſe des Berliner Kellnervereins (E. H.). 
Berlin, den 8. Juni 1912. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 3794 II. Ang. Dr. Hoffmann. 


b) Reichsverſicherungsordunng. 
III. Buch. (Unfallverſicherung.) 
Betr. Zweiganſtalten der Berufsgenoſſenſchaften. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Beklin W 9 Je 
9, 122 3 


Zur Ausführung der 8 783 bis 842 der Reichsverſicherungsordnung wird beſtimmt: 

1. Die Unternehmer längerer Bauarbeiten ($ 798 Ziff. 1) und die Unternehmer der 
nach § 836 Abſ. 1 und 2 verſicherten Betriebe haben die durch die $$ 799 und 839 vor⸗ 
geſchriebenen Nachweiſe dem Gemeindevorſtande (Ziff. 5 des Erlaſſes vom 7. Dezember 1911, 
HM Bl. S. 447) einzureichen. 

Erſtrecken ſich Bauarbeiten eines Baubetriebs über mehrere Gemeinden, ſo iſt der 
Gemeindevorſtand des Betriebsſitzes zuſtändig. 

Die Ortspolizeibehörde hat den Gemeindevorſtand bei den zur Ausſtellung der Be⸗ 
ſcheinigung (§ 801 Abſ. 2, § 840 Abſ. 2) und zur Prüfung, Aufſtellung oder Ergänzung 
der Nachweiſe (§§ 800, 839 Abſ. 3) nötigen Ermittelungen zu unterſtützen. 

2. Die Vergütung an die Gemeinde für die Einziehung der Prämien ($$ 810, 842) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichsverſicherungsamt auf vier vom Hundert des abzu⸗ 
führenden Betrags feſtgeſetzt. Dabei bleiben die Prämien für eigene Bauarbeiten der 
Gemeinden und für das nicht gewerbsmäßige Halten von Reittieren und Fahrzeugen durch 
dieſe außer Anſatz. 

Die Gemeinde kann die Vergütung und das Poſtgeld ($$ 809, 842) von dem ein⸗ 
zuſendenden Betrag abziehen. Eine Berechnung iſt beizufügen. 

„ 3. Au Stelle der Gemeinden übernehmen die Kreiſe die Laſt, die aus der Unfall⸗ 
verſicherung kurzer Bauarbeiten bei der Zweiganſtalt erwächſt. Die Mittel werden nach 
den für Kreisabgaben geltenden Grundſätzen aufgebracht ($ 798 Ziff. 2, § 828). 

Ich erſuche, dieſen Erlaß im Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen. 


In Vertretung. 
III. 3558. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und den 
Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. N 


IV. Bud) (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Betr. Entwertung von Beitragsmarken. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 1. Juni 1912. 
Unter Aufhebung der Erlaſſe vom 9. Januar und 23. März d. J. (HMBl. S. 21 
und 144) beſtimme ich auf Grund der Ziffer II 5 Abſatz 2 der Bekanntmachung über die 
Einrichtung der Quittungskarten für die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung ſowie das 
Entwerten und Vernichten der Beitragsmarken und der Zuſatzmarken vom 10. November 
1911 (RGBl. S. 937), daß im Einzugsverfahren (88 1447 ff. RVO.) — foweit nicht die 
Beiträge durch die Arbeitgeber nach § 1454 RWO.) entrichtet werden —, im Berichtigungs⸗ 
verfahren und bei der Beitragskontrolle als Tag der Entwertung der Beitragsmarken auch 
der Tag des Einklebeys der Marken in die Quiktungskarten angegeben werden kann. 


In Vertretung. 
III. 8688, Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die 
Vorſtände der Landesverſicherungsanſtalten. 


Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht (RVO. § 1242). 
Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich S. 429. 


Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 17. Mai 1912 auf Grund des § 1242 

Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung beſchloſſen: 

A. Die §§ 1234, 1235 Nr. 1, 88 1237, 1240, 1241 der Reichsverſicherungsorduung 

gelten vom 1. Januar 1912 ab für 
1. die Beamten und Bedienſteten der Königlich Preußiſchen landesherrlichen Hof⸗, 
Domanial-, Kameral⸗, Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen und der Fürſtlich 
Hohenzollernſchen Fideikommißverwaltung, 

2. die Beamten und Bedienſteten der Königlich Bayeriſchen Hofverwaltung, 

3. die Beamten und Bedienſteten der Königlich Sächſiſchen Hof-, Domanial⸗, Kameral⸗, 
Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen, 

4. die Beamten und Bedienſteten des Königlich Württembergiſchen Hofes, des 
Königlichen Kabinetts und der Königlichen Hofkammer, einſchließlich der Bühnen⸗ 
und Orcheſtermitglieder des Königlichen Hoftheaters, 

die Beamten und Bedienſteten der Großherzoglich Badiſchen Hof-, Domanial-, 

Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen, einſchließlich des Hofhalts Ihrer Königlichen 

Hoheit der Großherzogin Luiſe ſowie der Verwaltungen der Fideikommiſſe des 

Großherzoglichen Hauſes und der Verwaltungen der Privatbeſitzungen Seiner 

Königlichen Hoheit des Großherzogs, 

6. die Beamten und Bedienſteten der Großherzoglich Heſſiſchen Hof-, Domanial “, 
Kameral⸗, Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen, 

7, die Beamten und Bedienſteten der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen 
Haushaltsverwaltung, des Großherzoglichen Hofmarſchallamts, Marſtallamts, 
Hofjagdamts, Kabinetts und der Verwaltung des Großherzoglichen Muſeums 
und der Großherzoglichen Kunſtſammlungen, . 

8. die Beamten und Bedienſteten der Großherzoglich Sächſiſchen Hof-, Domanial., 
Kameral⸗, Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen, 

9. die Angeſtellten der Großherzoglich Oldenburgiſchen Hof-, Fideikommiß⸗ und 
Güterverwaltung, g 

10. die Beamten und Bedienſteten der Herzoglich Braunſchweigiſchen Hofverwaltung, 

11. die bei der Verwaltung des Hofes Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen— 
Meiningen angeſtellten Beamten, 

12. die Beamten und Bedienſteten der Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen 
Hof, Domanial-, Kameral-, Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen in beiden 
Herzogtümern, a 

13. die Beamten und Bedienſteten der Herzoglich Anhaltiſchen Hof- und Haus— 
verwaltung, 
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14. die in den Fürſtentümern Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen im Fürſtlichen Hofdienſt angeſtellten Beamten einſchließlich der Mit⸗ 
glieder der Hofkapelle ſowie die Hofdiener, 

15. die Beamten und Bedienſteten des Fürſtlich Waldeckſchen Hofmarſchallamts, 
der Fürſtlich Waldeckſchen Domänenkammer und der Fürſtlich Walded-Schaum- 
burgiſchen Verwaltung, 

16. die Beamten und Bedienſteten der Fürſtlich Reußiſchen ä. L. Hof-, Domanial⸗, 
Kameral⸗, Forſt⸗ und ähnlichen Verwaltungen, 

17. die Beamten und Bedienſteten der Fürſtlich Reußiſchen j. L. Hof⸗ und Kammer⸗ 
(Domänen-) Verwaltung, 

18. die dem Fürſtlichen Hofmarſchallamt oder der Fürſtlichen Hofkammer unter⸗ 
ſtehenden Beamten und Diener des Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Hofdienſtes, 
einſchließlich der Mitglieder der Fürſtlichen Hofkapelle, 

19. die Beamten und Bedienſteten der Fürſtlich Lippiſchen Hof-, Domanial- und 
Forſtverwaltung. 

B. Die 88 1234, 1237, 1240, 1241 der Reichsverſicherungsordnung gelten vom 1. Januar 
1912 ab für 
die in der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Hof- und Domänenverwaltung 
unwiderruflich angeſtellten Perſonen. 
Berlin, den 22. Mai 1912. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 
gez. Caspar. 


Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht (RVO. § 1242). 
; Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich S. 430. 
Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 17. Mai 1912 beſchloſſen: 
A. auf Grund des § 1242 Nr. 1 der Reichsverſicherungsordnung: 

„Der § 1234 der Reichsverſicherungsordnung gilt mit Wirkung vom 1. Januar 
1912 an für diejenigen Beamten der mit Gemeindebürgſchaft verſehenen Spar⸗ 
kaſſen des Großherzogtums Baden, welche der Fürſorgekaſſe für Gemeinde⸗ und 
Körperſchaftsbeamte nach Maßgabe des badiſchen Geſetzes vom 3. September 
1906, die Fuͤrſorge für Gemeinde- und Körperſchaftsbeamte betreffend, an⸗ 
gehören.“ 

B. auf Grund des § 1242 Nr. 1 und 2 der Reichsverſicherungsordnung: 

„Die §§ 1234, 1235 Nr. 1, $$ 1237, 1240, 1241 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung gelten mit Wirkung vom 1. Januar 1912 an für 

a) 1. die im Dienſte der Preußiſchen Rentenverſicherungsanſtalt in Berlin Be- 
ſchäftigten, wenn ihnen Anwartſchaft auf Ruhegeld im Mindeſtbetrage der 
Invalidenrente nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe ſowie auf Witwen⸗ 
rente nach den Sätzen der gleichen Lohnklaſſe und auf Waiſenrente 
gewährleiſtet iſt, 

2. Perſonen, denen auf Grund früherer Beſchäftigung bei der Preußiſchen 
Rentenverſicherungsanſtalt Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im 
Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe 
bewilligt ſind und daneben eine Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge 
in dem zu Nr. 1 angegebenen Umfang gewährleiſtet iſt; 

b) 1. die in Betrieben oder im Dienſte der Landwirtſchaftskammern für die Pro⸗ 
vinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Sachſen, Schleswig⸗ 
Holſtein, Hannover, Weſtfalen, für die Regierungsbezirke Caſſel, Wies⸗ 
baden und für die Rheinprovinz Beſchäftigten einſchließlich der Lehrer 
an den Schulen oder Anſtalten der Kammern, wenn ihnen Anwartſchaft 
auf Ruhegeld im Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen der 
erſten Lohnklaſſe ſowie auf Witwenrente nach den Sätzen der gleichen 
Lohnklaſſe und auf Waiſenrente gewährleiſtet iſt, oder ſie lediglich für 
ihren Beruf ausgebildet werden, 5 


2. 


c) 1. 
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Perſonen, denen auf Grund einer früheren Beſchäftigung dieſer Art bei 
einer der Kammern Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im Mindeſt⸗ 
betrage der Invalidenrente nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe bewilligt 
ſind und daneben eine Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge in dem 
zu Nr. 1 angegebenen Umfang gewährleiſtet iſt; 

die im Dienfte der Magdeburgiſchen Land⸗Feuerſozietät Beſchäftigten, wenn 
ihnen Anwartſchaft auf Ruhegeld im Mindeſtbetrage der Invalidenrente 
nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe ſowie auf Witwenrente nach den 
Sätzen der gleichen Lohnklaſſe und auf Waiſenrente gewährleiſtet iſt, oder 
ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, 


Perſonen, denen auf Grund einer früheren Beſchäftigung dieſer Art bei 


der Land⸗Feuerſozietät Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im 
Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe 
bewilligt ſind und daneben eine Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge 
in dem zu Nr. 1 angegebenen Umfang gemwährleiftet iſt.“ 


C. auf Grund des § 1242 Nr. 1 und 2 der Reichsverſicherungsordnung: 


„Die §§ 1234, 1237, 1240, 1241 der Reichsverſicherungsordnung gelten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1912 an für 


15 


die in Betrieben oder im Dienſte der Lübeck-Büchener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft beſchäftigten und der Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe für die Be⸗ 
amten dieſer Geſellſchaft angehörenden Beamten, wenn ihnen die in 
§ 1234 bezeichneten Anwartſchaften gewährleiſtet find, 


ſolche Perſonen, denen auf Grund früherer Beſchäftigung bei der Lübeck⸗ 


Büchener Eiſenbahn-Geſellſchaft und auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu 
der genannten Penſionskaſſe Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge 
im Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen der 1. Lohnklaſſe 
bewilligt ſind und daneben eine Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge 
($ 1234) gewährleiſtet iſt.“ 


Berlin, den 22. Mai 1912. 


Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 


gez. Caspar. 


„ ** 
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